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chen, der geltenden Rechtslage entspricht. Wenn sich
der Bundesfinanzminister und der Bundestag an die gel-
tende Gesetzeslage halten, dann ist das nicht Manipula-
tion, sondern dann ist das Gesetzesvollzug. Wir unterlie-
gen ja alle der Verpflichtung, uns an Recht und Gesetz
zu halten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ich vermute übrigens, dass Ihre Partei in Regierungsver-
antwortung war, als wir diese Rechtslage geschaffen ha-
ben.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Nein! Das
haben Sie gemacht!)

Darüber hinaus sind wir uns einig, dass wir das für die
Zukunft ändern wollen. Wir diskutieren jetzt über die
Frage, ob wir das rückwirkend ändern wollen. Ich ge-
höre zu denjenigen, die sagen: Rückwirkende Änderun-
gen der Rechtslage lassen immer die Vermutung der Ma-
nipulation aufkommen. Deswegen bin ich in diesem
Punkt zurückhaltend.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Zurück zum eigentlichen Thema: Die Kunst von Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik ist doch, den richtigen Weg
zu finden, öffentliche Haushalte so zu gestalten, dass sie
Impulse für wirtschaftliches Wachstum nicht verhindern,
sondern verstärken. Genau das ist die Kunst. Wenn Sie
nun über alle möglichen Steuererhöhungen reden, müs-
sen Sie immer bedenken, welche Wirkungen diese auf
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung haben. Wenn
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung schlechter wäre,
dann hätten wir mehr Arbeitslosigkeit, wieder höhere
Ausgaben im Bundeshaushalt, damit höhere Defizite
und weniger soziale Gerechtigkeit. Ein Erfolgsnachweis
für die Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik dieser
Bundesregierung ist daher, dass wir neben einer vernünf-
tigen Reduzierung der öffentlichen Defizite zugleich
nachhaltiges Wirtschaftswachstum und eine bessere Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt erreicht haben. Wir sind ent-
schlossen, genau diesen Weg fortzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In dem Maße, wie wir auf diesem Pfad bleiben, er-
schließen wir uns Spielräume. Jetzt werden wir uns da-
rauf konzentrieren müssen, trotz begrenztem Haushalts-
spielraum steuervereinfachende Maßnahmen zu
beschließen. Das können wir nur im Einvernehmen mit
den Ländern machen; denn diese sind für die Steuerver-
waltung zuständig. Auf Ihren Vorschlag, man könne die
Steuerverwaltung beim Bund vereinheitlichen, kann ich
Ihnen nur entgegnen: Wir müssen uns schon an das
Grundgesetz halten. Wir sind ein Föderalstaat, in dem
die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern
schon durch das Grundgesetz festgelegt ist, und dieses
ist verpflichtend für uns alle. Deswegen können wir sol-
che steuervereinfachenden Maßnahmen nur im Einver-
nehmen mit den dafür zuständigen Ländern machen.

(Zuruf des Abg. Dr. Peter Danckert [SPD])

Der Spielraum hierfür ist ein begrenzter, und man sollte
gleich hinzufügen: Die Erwartungen an Steuervereinfa-
chungen dürfen in der Öffentlichkeit nicht zu sehr ge-
schürt werden. Wenn man nämlich nur einen begrenzten
Entlastungsspielraum hat, werden die Auswirkungen auf
die Steuerzahler auch nur begrenzt wahrnehmbar sein.
Ich warne davor, überzogene Versprechungen zu machen
und zu hohe Erwartungen zu schüren, die sich am Ende
in der Realität nicht bestätigen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP � Hubertus Heil [Peine] [SPD]:
Gruß an die FDP!)

� Bleiben Sie ganz ruhig! Ich sage Ihnen gerne, wie un-
ser weiterer Weg ist.

Die große Frage, die sich an die Finanzpolitik dieser
Regierung und dieses Parlaments richtet, ist ja: Wird sie
den richtigen Kurs fortsetzen? Niemand in der interna-
tionalen Fachwelt bestreitet ja, dass wir auf dem richti-
gen Weg sind. Das sagen die Forschungsinstitute; das
sagt der Sachverständigenrat;

(Zuruf des Abg. Hubertus Heil [Peine] [SPD])

das sagen die OECD und die EU-Kommission und auch
die Bundesbank. Zweifel bestehen, ob wir angesichts der
Erfolge die Kraft haben, diesen Weg fortzusetzen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: So ist es!)

Es wird wieder und wieder darauf hingewiesen, dass
in der Vergangenheit oft genug der Fehler gemacht wor-
den ist, konjunkturelle Spielräume strukturell zu ver-
schenken.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Das ma-
chen Sie!)

Genau das, verehrte Kolleginnen und Kollegen, werden
wir nicht tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU � 
Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Doch!)

Wir werden, weil wir durch die Ergebnisse in der Wirt-
schaft und auf dem Arbeitsmarkt unsere Finanzpolitik
bestätigt sehen, noch mehr Kraft darauf verwenden, ge-
nau diesen Weg konsequent fortzusetzen. Das dient am
besten unserem Land. Das dient am besten unserer Ver-
antwortung in Europa. Das dient am besten unserer Ver-
antwortung für kommende Generationen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält die Kollegin Nicolette Kressl für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Nicolette Kressl (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Traditionell ist die allgemeine Finanzdebatte am Diens-
tag einer Haushaltswoche Anlass, Bilanz über die Fi-
nanz- und Steuerpolitik der Bundesregierung und der
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Koalitionsfraktionen zu ziehen. Dazu gehört aus meiner
Sicht auch vonseiten der Koalitionsfraktionen ein Min-
destmaß an Ehrlichkeit.

(Beifall bei der SPD)

Zu diesem Mindestmaß an Ehrlichkeit will ich zwei An-
merkungen machen.

Erste Anmerkung. Herr Barthle, hier zu behaupten,
die Mittel für die Städtebauförderung seien nicht gekürzt
worden, ist wirklich blanker Hohn und entspricht diesem
Mindestmaß nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN �
Norbert Barthle [CDU/CSU]: Wir haben sie
wieder erhöht!)

Sie wissen ganz genau, dass die Tatsache, dass man hin-
terher etwas weniger kürzt, als man am Anfang wollte,
nicht bedeutet, dass man nicht kürzt. Dies bedeutet nur,
dass man den Schein wahren will.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Haben wir den
Ansatz erhöht oder nicht?)

Zweite Anmerkung. Zu einem Mindestmaß an Ehr-
lichkeit gehört auch, nicht in allen Reden den Eindruck
zu erwecken, man habe vor allem gespart und keine
Steuererhöhungen durchgeführt. Die Wahrheit ist doch:
Sie haben eine Reihe von Steuererhöhungen in diesen
Haushalt hineingepackt.

(Beifall bei der SPD)

Die nächste Steuererhöhung, nämlich die Tabaksteuerer-
höhung, ist schon geplant. Die Luftverkehrsabgabe ist
eine Steuererhöhung. Herr Minister Schäuble, die
Brennelementesteuer ist die flexibelste Steuer, die ich je
kennengelernt habe. Man senkt den Tarif, erzielt aber die
gleichen Einnahmen � wie auch immer das funktionieren
soll �, die man am Anfang angesetzt hatte.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Da wollt ihr
doch sogar 3,5 Milliarden holen!)

Zur Ehrlichkeit in dieser Debatte hätte gehört, dass Sie
sagen: Ja, wir haben mehrere Steuererhöhungen auf den
Weg gebracht.

(Beifall bei der SPD)

Zur Bilanz gehört auch, dass man die Ausgangssitua-
tion mit der jetzigen Situation vergleicht. Ausgangs-
punkt ist Ihr Koalitionsvertrag. Darin sind ambitio-
nierte Pläne enthalten, die wir Sozialdemokraten für
falsch gehalten haben. Wir haben immer gesagt: Ange-
sichts der Aufgaben, die die Kommunen und die Länder
erfüllen müssen, ist jetzt nicht die Zeit für Steuersenkun-
gen. Aber Sie haben entsprechende Maßnahmen in den
Koalitionsvertrag aufgenommen. Eine Reihe von ande-
ren Punkten will ich gleich noch anführen.

Was nach einem Jahr aus Ihren Plänen geworden ist,
ist eine Kombination aus einem Scherbenhaufen und ei-
nem zerplatzten Luftballon.

(Beifall bei der SPD)

Weil Sie sich aufgrund des anfänglichen Chaos auf
nichts einigen konnten, haben Sie mit jedem Steuerge-
setz eine fatale Mischung aus Klientelpolitik, die Ein-
zelinteressen bedient, und unprofessioneller Arbeit an
den Tag gelegt. Diese Mischung ist fatal für die Ent-
wicklung in diesem Land.

(Beifall bei der SPD)

Sie beginnen mit einem Gesetz, das inzwischen be-
rüchtigt ist, dem sogenannten Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Das wirkt rich-
tig gut!)

Darin enthalten sind Steuerprivilegien in Höhe von jähr-
lich 1 Milliarde Euro für Hotels. Außerdem werden
Schlupflöcher für Konzerne geöffnet, die dadurch Frei-
räume für Gestaltungen bekommen. Ferner gab es Steuer-
erleichterungen für Erben. Das war Ihr erster Schritt.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: 3,7 Prozent
Wachstum! � Norbert Barthle [CDU/CSU]:
Erhöhung des Kindergeldes!)

Der zweite Schritt war, dass Sie in einem weiteren
Gesetz, eingepackt in Mehrwertsteuerregelungen für die
Post, den Interessen von Einzelnen gefolgt sind. Sie be-
ginnen bereits mit diesem Gesetz, die Gewerbesteuer
auszuhöhlen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist der rote Faden, den wir erkennen: Sie kombinie-
ren Gestaltungsmöglichkeiten für große Konzerne, die
grenzüberschreitend tätig sind, mit der Aushöhlung der
Gewerbesteuer und behaupten dann, Sie wollten die
Kommunen unterstützen. Was für ein Hohn, kann ich da
nur sagen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Sven-
Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Dann verbinden Sie die Klientelpolitik noch mit Kon-
fusion � Beispiel Mehrwertsteuer. Das ist wirklich
grandios, fast schon kabarettreif: Im Koalitionsvertrag
vereinbaren Sie, eine Kommission zur Reform der
Mehrwertsteuer einzusetzen. Dann beginnen Sie dieses
Vorhaben mit dem denkbar schlechtesten Schritt, indem
Sie eine Ausnahme im Bereich der Mehrwertsteuer ma-
chen. Dann passiert ein halbes Jahr nichts. Danach tagt
der Koalitionsausschuss stundenlang und kommt zu ei-
nem grandiosen Ergebnis: Sie einigen sich darauf, das,
was im Koalitionsvertrag steht, umzusetzen, nämlich
eine Kommission zur Reform der Mehrwertsteuer einzu-
setzen. Ich bitte Sie! Soll das ein politisches Signal sein?
Soll dadurch das Vertrauen der Menschen, von dem Sie
vorhin geredet haben, wiederhergestellt werden? Außer
Konfusion und Unsicherheit wird dadurch nichts be-
wirkt.

(Beifall bei der SPD)

Genau diese Linie setzt sich im Bereich der Steuer-
politik weiter fort. Man könnte über manches, was man
so berichten und erleben kann, amüsiert lächeln. Uns al-
len vergeht das amüsierte Lächeln aber bei dem Schau-
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spiel, das Sie beim Thema Kommunalfinanzen auffüh-
ren. Ich sage Ihnen auch, warum: Tausende Menschen
arbeiten ehrenamtlich in Gemeinderäten, weil sie sich
um das Wohl ihrer Kommune kümmern und sich enga-
gieren wollen. Sie jedoch vereinbaren im Koalitionsver-
trag, dass die Gewerbesteuer wegfallen soll. Dann haben
Sie bemerkt, dass Sie bei den Kommunen keinen Erfolg
haben, weil diese wissen, dass die Behauptung, die Ge-
werbesteuer sei die einzige, die ständig schwanken
würde, nicht zutrifft.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Frau Kollegin Kressl, darf der Kollege Meierhofer

eine Zwischenfrage stellen?

Nicolette Kressl (SPD):
Gern.

Horst Meierhofer (FDP):
Vielen Dank, Frau Kollegin Kressl. � Meine Frage ist:

Wurde nicht in der letzten Legislaturperiode für den Be-
trieb von Seilbahnen und darüber hinaus auch für Fluss-
kreuzfahrten auf besonderen Wunsch der SPD ein ermä-
ßigter Mehrwertsteuersatz eingeführt?

(Otto Fricke [FDP]: Nein! Das kann doch
nicht sein!)

Nicolette Kressl (SPD):
Nein. Das ist ausdrücklich nicht auf besonderen

Wunsch der SPD eingeführt worden.

(Otto Fricke [FDP]: Wer war es dann?)

� Das waren Ihre Koalitionspartner von der CSU; das ist
auch nachlesbar.

(Beifall bei der SPD)

Allerdings will ich auch sagen: Es war ein Fehler.

(Otto Fricke [FDP]: Ah! Wie viele Fehler müs-
sen wir Ihnen noch nachweisen?)

� Ja, ja. Das finde ich ja spannend. Wissen Sie, was da
gerade passiert? Wenn wir als politische Partei und Frak-
tion sagen: �Da haben wir uns geirrt, das war ein Feh-
ler�, dann sind wir hundertmal weiter als Sie, weil Sie
nicht in der Lage sind, Ihre komische Milliarde für die
Hotels zurückzunehmen.

(Beifall SPD)

Ich finde, zu politischer Arbeit gehört, dass man sagt:
Das war ein Fehler, das werden wir reparieren. � Wir
sind mehr als neugierig, ob Ihre Reformkommission zur
Mehrwertsteuer in der Lage sein wird, den Fehler, den
Sie bei den Hotels gemacht haben, zu erkennen und zu
korrigieren. Denn ansonsten brauchen Sie mit Ihrem tol-
len Projekt gar nicht anzufangen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD � Zuruf 
von der FDP)

Bleiben wir bei den Kommunalfinanzen. Nachdem
Sie, wie beschrieben, in mehreren Gesetzen die Gewer-
besteuer ausgehöhlt haben, gab es das Signal: Abschaf-
fung. Dann hat Minister Schäuble den Kommunen das

Signal gegeben: Die Gewerbesteuer bleibt erhalten. Wir
haben hier in der Debatte kurz danach gesagt: Darin un-
terstützen wir Sie. � Anschließend fand der, wie ich
finde, fast einmalige Vorgang statt, dass die FDP-Frak-
tion einen formalen Beschluss gegen die Position des ei-
genen Finanzministers fasste. Das muss man sich einmal
auf der Zunge zergehen lassen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Dann lassen Sie
es sich auf der Zunge zergehen! Dann ist es
weg!)

Was haben wir jetzt? Die Kommunen erhalten keiner-
lei Information, wie es weitergehen soll; denn Sie erzeu-
gen Planungsunsicherheit. Sie verschieben alles in die
Zukunft, in eine weitere Kommission. Ich sage Ihnen:
Bewegen Sie sich wenigstens in diesem Bereich außer-
halb Ihrer sonstigen Kabarettstückchen � Kabinettstück-
chen könnte man auch sagen �, und geben Sie den Kom-
munen so schnell wie möglich das klare Signal: Die
Gewerbesteuer bleibt erhalten, sie wird stabilisiert, die
Kommunen werden entlastet. Dann hätten Sie in einem
Thema der Steuerpolitik endlich eine klare, erkennbare
Linie, und dabei würden wir Sie auch unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Volker Wissing
für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Volker Wissing (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es

geht ja einiges in dieser Debatte durcheinander. Ich will
einmal daran erinnern, welche Fraktion in diesem Haus
sich in der Vergangenheit zum Thema �Schuldenbremse
in der Verfassung� wie verhalten hat. Die Linken haben
damals in der Föderalismuskommission gesagt, sie stim-
men der Schuldenbremse nicht zu,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

weil man Schulden machen müsse, um politisch gestal-
ten zu können.

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Das
stimmt so nicht!)

Das ist eine Position, die nicht meine ist; aber wenn man
sie vertritt, dann sollte man so ehrlich sein und die ande-
ren hier nicht dafür kritisieren, dass sie nicht noch mehr
einsparen. Sie wollten nie sparen. Sie haben der Schul-
denbremse nicht zugestimmt. Stehen Sie bitte auch
dazu!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Lieber Herr Kollege Bonde von den Grünen, Sie sind
gegen alles. Deswegen nennt man Sie auch �die Dage-
gen-Partei�.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Oh! � Alexander Bonde [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Total kreativ!)


